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Die Voraussetzungen der Kassation in Strafsachen
„Im sozialistischen Staat der Arbeiter und Bauern 
herrscht Gerechtigkeit im Großen wie im Kleinen.“1 
Diese Feststellung Walter U l b r i c h t s  macht deutlich, 
daß auch die Kassationstätigkeit als Instrument der 
Leitungstätigkeit des Obersten Gerichts und der Be­
zirksgerichte der Verwirklichung der sozialistischen 
Gerechtigkeit und Gesetzlichkeit auf der Grundlage der 
objektiven, gesetzmäßigen Entwicklung der Gesellschaft 
zu dienen hat2.
S c h u m a n n  hebt zu Recht hervor, daß die Kassation 
einer fehlerhaften Entscheidung auch im Interesse des 
einzelnen Bürgers geboten ist3. Dagegen kann seiner 
Auffassung, daß sich der Schwerpunkt der Kassations­
rechtsprechung nicht in dieser Richtung verschieben 
dürfe, in dieser Absolutheit nicht zugestimmt werden. 
Schumann stellt damit die Verwirklichung der Gerech­
tigkeit und Gesetzlichkeit im Interesse des einzelnen 
Bürgers der schwerpunktmäßigen Kassationstätigkeit 
entsprechend den „objektiven Notwendigkeiten der ge­
sellschaftlichen Entwicklung“ gegenüber. Dabei wird 
jedoch außer acht gelassen, daß der sozialistische Staat 
an der Wahrung und Durchsetzung der berechtigten 
Interessen des einzelnen interessiert ist, weil dies den 
objektiven Notwendigkeiten der gesellschaftlichen Ent­
wicklung entspricht. In der „konkreten und spürbaren 
Übereinstimmung der persönlichen materiellen und 
ideellen Interessen der Werktätigen und ihrer Kollek­
tive mit den gegebenen gesellschaftlichen Erfordernis­
sen“ bestehen ja gerade „die Entwicklungstriebkräfte 
des Sozialismus“4.
Zur Kassationsfähigkeit
Grundlegende Voraussetzung für die Durchführung 
eines Kassationsverfahrens ist, daß eine gerichtliche 
Entscheidung auf einer Gesetzesverletzung beruht oder 
im Strafausspruch gröblich unrichtig ist (§ 301 StPO). 
Eine Gesetzesverletzung gemäß § 301 StPO liegt vor, 
wenn
— die Vorschriften über das Gerichtsverfahren verletzt 

wurden und das Urteil auf dieser Verletzung beruht;
— ein Strafgesetz fehlerhaft nicht oder unrichtig ange­

wendet wurde;
— der Sachverhalt ungenügend aufgeklärt (§ 200 StPO) 

oder unrichtig festgestellt und die gerichtliche Ent­
scheidung auf dieser Grundlage getroffen wurde.

Ein gröblich unrichtiger Strafausspruch setzt voraus, 
daß die Strafe nach Art und Höhe unrichtig ist. Die 
Feststellung der gröblichen Unrichtigkeit ist keine 
Ermessensfrage, sondern erfolgt nach objektiven, für 
die gesamte Rechtsprechung geltenden Gesichtspunkten. 
Von einer gröblich unrichtigen Strafe kann dann ge­
sprochen werden, wenn sie nicht zum Schutz der sozia­
listischen Staats- und Gesellschaftsordnung, der Bürger 
und ihrer Rechte vor kriminellen Handlungen beiträgt, 
Straftaten nicht vorbeugt und den Gesetzesverletzer 
nicht wirksam zur Staatsdisziplin und zu verantwor­
tungsbewußtem Verhalten erzieht5.
t W. Ulbricht, Antwort auf Anfragen der Bevölkerung zu Fra­
gen der Gegenwart und Zukunft unseres Volkes, Schriften­
reihe des Staatsrates der DDR, Heft 3/1962, S. 78. Vgl. auch 
W. Ulbricht, Die gesellschaftliche Entwicklung in der DDR bis 
zur Vollendung des Sozialismus (Referat auf dem VII. Partei­
tag der SED), Berlin 1967, S. 80 f.
2 Vgl. Schlegel, „Die Kassation in Strafsachen und ihre Bedeu­
tung für die Leitung der Rechtsprechung“, NJ 1967 S. 700.
3 Vgl. Schumann, „Die Anleitung der Gerichte der DDR durch 
die zentralen Justizorgane“, Staat und Recht 1960, Heft 10, 
S. 1666.
4 W. Ulbricht, Die gesellschaftliche Entwicklung in der DDR 
bis zur Vollendung des Sozialismus, S. 129.
5 Vgl. hierzu Art. 2 des StGB-Entwurfs hinsichtlich des Zwecks 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit.

Ob eine Strafe gröblich unrichtig ist, kann nur für den 
Einzelfall entschieden werden. Es gibt keine detaillier­
ten Kriterien hierfür. Zu beachten ist jedoch, daß „gröb­
liche Unrichtigkeit“ im Einzelfall stets nach Art und 
Höhe der notwendigen Abweichung von der erkannten 
Strafart bzw. Strafhöhe zu bestimmen ist und beide in 
ein Verhältnis zueinander zu setzen sind. Die „gröbliche 
Unrichtigkeit“ ist also keine feststehende Größe. So 
wird z. B. eine Abweichung von sechs Monaten Frei­
heitsentzug bei einer erkannten Strafe von einem Jahr 
als gröblich unrichtig angesehen werden können, wäh­
rend die gleiche Abweichung bei einer Freiheitsstrafe 
von vier Jahren wohl nicht ohne weiteres als gröblich 
unrichtig angesehen werden kann. Immer muß auch be­
rücksichtigt werden, daß dem Gericht innerhalb des an­
gedrohten Strafrahmens für die Findung der gerechten 
Strafe ein gewisser Spielraum zur Verfügung steht. 
Den übergeordneten Gerichten obliegt es, die Maßstäbe 
für die richtigen Strafen zu setzen, wobei zu beachten 
ist, daß der Erkenntnisfähigkeit gegenwärtig noch Gren­
zen gesetzt sind.
Eine weitere Voraussetzung der Kassationsfähigkeit 
einer Entscheidung ist deren Rechtskraft.
Kassationsfähige Entscheidungen sind alle diejenigen, 
die nicht mehr mit einem Rechtsmittel angefochten 
werden können. Das bedeutet nicht, daß die betreffende 
Entscheidung das Strafverfahren abschließen muß. So 
können z. B. ein Eröffnungsbeschluß (§ 176 StPO) oder 
ein Rechtmittelurteil, das ein erstinstanzliches Urteil 
aufhebt und die Sache zur erneuten Verhandlung und 
Entscheidung zurückverweist (§ 290 Abs. 2 Buchst, c 
StPO), kassiert werden. Es können auch folgende Be­
schlüsse kassiert werden:
— Ablehnung der Eröffnung (§ 175 StPO);
— Einstellung des Verfahrens (§§ 173, 226, 290 Abs. 3 

StPO);
— Beschluß über die Einweisung des Verurteilten in 

eine bestimmte Kategorie des Strafvollzugs (Ab­
schnitt 7, Teil II und III des Rechtspflegeerlasses);

— Gewährung bzw. Ablehnung bedingter Strafausset­
zung und deren Widerruf (§§346, 347 StPO);

— Entscheidungen im Haftbefehlsverfahren (§§ 141 ff. 
StPO).

Zu beachten ist weiter, daß eine rechtskräftige gericht­
liche Entscheidung grundsätzlich nur dann kassations­
fähig ist, wenn der Zeitraum von einem Jahr seit Ein­
tritt der Rechtskraft der angefochtenen Entscheidung 
noch nicht verstrichen ist (Kassationsfrist des § 303 
Abs. 1 StPO)6.
Bei der Kassation von Urteilen wird die Frist ab Rechts­
kraft des letzten im Verfahren ergangenen Urteils be­
rechnet. Daher kann z. B. dann, wenn gegen ein Rechts­
mittelurteil innerhalb der Frist ein Kassationsverfahren 
eingeleitet wird, das schon längere Zeit zurückliegende 
erstinstanzliche Urteil mit kassiert werden. Diese Mög­
lichkeit ergibt sich aus dem Prinzip der Einheit des 
gerichtlichen Verfahrens. In vielen Fällen erübrigt sich 
jedoch die Kassation des erstinstanzlichen Urteils, weil 
mit der Kassation der Rechtsmittelentscheidung vom 
Kassationsgericht zugleich die erforderliche Sachent­
scheidung getroffen wird, so z. B. die notwendige Auf­
hebung und Zurückverweisung an die erste Instanz.
Kassationsfähig sind schließlich auch Entscheidungen, 
die in der Begründung unrichtig sind (§ 304 Abs. 2 
StPO). Die sog. Gründekassation ist in der Praxis sehr

6 Auf die ausnahmsweise Möglichkeit der Kassation gern. § 303 
Abs. 3 StPO nach Ablauf eines Jahres zugunsten des Verur­
teilten soll hier nicht eingegangen werden.
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